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Deutſchlaud 

Q Berlin, 9. Januar. Die Wahl des Dr. Jacoby in 
Breslau muß als aufgegeben betrachtet werden. Das dortige li- 
berale Wahlcomité, welches ihn in Ausſicht genommen hatte, war 
zu einem beſtimmten Programm übereingekommen und hatte dieſes 
vorſichtiger Weiſe dem Dr. Jacoby vorgelegt. Deſſen ausweichende 
Antwort: „ſeine Anſichten und Grundſätze ſeien hinlänglich bekannt 
ſcheint als dem Programm wenig entſprechend aufgefaßt worden zu 
ſein und zu wenig Garantie für eine Vertretung im Sinne der 
dortigen Wählerſchaft gegeben zu haben, um bei dieſer Wahl zu 
beharren. Auch die Berliner Maſchinenbau-Arbeiter haben in einer 
kürzlich ſtattgehabten Verſammlung alle Bemühungen, ihnen den 
Dr. Jacobp aufzuoktroyiren, vereltelt und ſich für die Wahl von 
Schulze⸗Delitzſch erklärt. — Das Gerücht, daß General v. Moltke 
elne Wahl zum Parlament nicht annehmen werde, ſcheint aus den⸗ 
jenigen Kreiſen herzuſtammen, welche dieſe Wahl nicht wünſchen. 
In gut unterrichteten Kreiſen wird verſichert, daß General v. Moltke 
jedenfalls die Wahl annehmen werde und nicht die geringſte Ver⸗ 
anlaſſung zu obigem Gerücht gegeben habe. — Die von der de⸗ 
mokratiſchen Preſſe verbreitete Nachricht: „die Landräthe und Ober- 
Bürgermeister hätten von der Regierung geheime Anweiſung erhal- 
ten, etwalgen demokratiſchen Wahlkandidaten gegenüber ſelbſt ſich 
um die Wahl zu bewerben“, iſt ſelbſtverſtändlich, wie auch Ober- 
Bürgermeiſter Bredt in den „Barmer Bl.“ öffentlich erklärt, voll⸗ 
ſtändig unwahr; welchen Erfolg könnte auch eine derartige Anwei⸗ 
fung haben? — Die Sorge der Gothaer, daß ihr Herzog die 
Regierung niederlegen und ſein Land mit Preußen vereinigen wolle, 
iſt unbegründet. 

Die „Elberfelder Zeitung“ hat ſich wieder einmal eine groß⸗ 
artige Zeitungsente 1 angeblichen preußiſchen Cirkular⸗ 
depeſche an die preußiſchen Geſandtſchaften aufbinden laſſen. Schon 
aus dem ſehr undiplomatiſch ſiyliſirten Inhalt der angeblichen De- 
peſche iſt leicht bemerkbar, daß ſie von Anfang bis Ende entweder 
den qu. Korreſpondenten ſelbſt zum Berfaſſer hat oder für dieſen 
von inkompetenter Seite improviſirt worden iſt. — Auch der wirkl. 
Geheime Rath v. Savigny hat der Divinationsgabe demokratlſcher 
Blätter wieder ein Avancement zu verdanken und iſt von ſolchen 
zum Präſidenten des Bundesrathes eiligſt creirt worden; die Re- 
gierung aber, welche dabei doch auch eine Stimme haben dürfte, 
weiß von dieſer Ernennung, wie ich höre, durchaus Nichts. Wenn 
man erwägt, daß der Bundesrath überhaupt noch nicht exiſtirt und 
daß ſeiner Exiſtenz noch mancherlei wichtige Alte vorausgehen müj- 


ſen, wird man wohl ſchurelich zu dem Glauben geneigt ſein, daß 


die Regierung ſo dringende Eile gehabt habe, einen Präſidenten für 
den noch nicht vorhandenen Bundesrath zu ernennen. 3 

Da bei der Organifation der neuen Provinzen viele Beamte 
der alten Landestheile Verwendung gefunden haben, ſoll die Er- 
nennung einer größeren Anzahl neuer Regierungsräthe in naher 
Ausſicht ſtehen. — Eine zum Jahreswechſel vom Biſchof und 
Domkapitle zu Fulda an Se. Majeſtät den König eingegangene 
Adreſſe ſoll von Sr. Majeſtät gnädigſt aufgenommen und in ſehr 
huldvoller Weiſe Beantwortung gefunden haben. 

— Die Mitglieder der Fonfervativen Fraktion des Abgeord- 
netenhauſes haben den nachſtehenden Wahlaufruf zum norddeutſchen 
Reichstage erlaſſen: 

Die Wahlen zum Neichstage des norddeutſchen Bundes ſtehen 
bevor. Dieſer Reichstag ſoll mit den Regierungen der befreundeten 
und vertragsmäßig bereits verbundenen deutſchen Staaten, welche 
den norddeutſchen Bund bilden werden, die für die gemeinſchaft⸗ 
lichen Angelegenheiten unentbehrliche Verfaſſung vereinbaren. Seine 
Aufgabe iſt mithin eine ſehr wichtige und tiefgreifende und eine 
um fo ſchwierigere, als nicht unweſentliche Vorurthelle und Hinder- 
niſſe nach allen Seiten noch zu überwinden find. Um jo dringen- 
der iſt es geboten, daß nicht allein jede politiſche Partei ihre ganze 
Thätigkeit wie ihren Einfluß aufbietet, jene Aufgabe zum dauernden 
Heile Preußens und Deutſchlands zu löſen, ſondern daß in dem 
gegenwärtigen Augenblick das geſammte preußiſche Volk wie ein 
Mann auftritt, um das Gebäude deutſcher Einheit, zu welchem das 
„Volk in Waffen“ den feſten Grund gelegt, als einen Ehrentempel 
deutſcher Nation in Eintracht zu vollenden. Fern ſei es deshalb 
auch von uns, die Irrungen und Zerwürfniſſe der jüngſten Ver- 
gangenheit von Neuem wachzurufen. Wir bieten Allen die Hand 
zum gemeinſamen Wirken, welche bereit ſind, ſich heute mit uns 
unter die Fahne zu ſtellen, welche uns bis dahin zum Siege ge⸗ 
führt. Unſer Programm iſt ein kurzes und allgemein verſtändliches: 
das preußiſche Königthum der Mittelpunkt und Hort der deutſchen 
Einheit und Freiheit und die deutſche Politik Sr. Majeſtät des 
Königs, wie ſie als der Ausdruck des eigenſten Königlichen Ge- 
dankens durch den Grafen Bismarck thatſächlich ins Werk geſetzt 
und repräſentirt iſt, die Parole, der wir zu folgen und die wir zu 
vollenden haben. Das deutſche Volk erkennt je länger deſto mehr, 
daß das preußiſche Königthum der Hort deutſcher Macht und deut⸗ 
ſcher Ehre iſt, es bekennt ſich täglich lauter zu den Wahlſprüchen, 
unter denen unſer König und Sein Heer den Sieg auf dem Schlacht- 
felde und die Herzen der bewundernden Völker gewonnen hat; es 
verwirft für immer die trügeriſche Staatskunſt Derer, welche ſchwan⸗ 
kend zwiſchen Verzagtheit und Uebermuth die durch die neueſte Ge- 
ſchichte erhärtete Unhaltbarkeit ihres partikulariſtiſchen Standpunktes 
von Neuem in den Vordergrund zu drängen verſuchen. Wie das 
Werk begonnen iſt, ſo muß es auch hinausgeführt werden, und der 
Werkmelſter kann allein der Mann ſein, der, als ein treuer 
Diener ſeines Königlichen Herrn, den alten ſtaatenbildenden Ge⸗ 
danken Preußens mit den Bauſteinen des neunzehnten Jahrhun- 
derts fortzuſetzen verſtanden hat. Darum ſchaaren wir uns um 
unſere bewährte Fahne und legen wir um jo eifriger und energi⸗ 
ſcher Hand an das Werk, als wir den erſten Verſuch mit einem 


Stettinet 


Abendblatt. Dot ner tag, den 10. Januar, 


Züge, welche hinten breiter 


Wahlgeſetze machen, das de 
Volkes und jedes Einzelnen 
Berlin, 20. Dezember 1866 

— Das Central-Com 
im Felde verwundeter und erkr 
1865 einen Preis von 10% Friedrichsd'or für die beſte Abhand⸗ 
lung über das Thema ausg. ſeht: „Wie die Privathülfe organifirt 
werden müſſe, um die Krankehpf 
erkrankten Krieger möglichſt A 
ren dem Comité 7 Arbeite 
ernannten und aus den beftel mediziniſchen Autoritäten beſtehenden 
Jury einer genauen Prüfung unterzogen wurden. Auf Vortrag 
dieſer Jury hat das Comité nun geſtern Abend den erwähnten 
Preis einer in franzöſiſcher Sprache abgefaßten, 3 Bände umfaſ⸗ 
ſenden Arbeit, welche ſich nach Oeffnung des DBegleitcouverts als 
das Werk der Herren Doktonrn Monnier und Apiat zu Genf her- 
ausftellte, zuerkannt, während der zweitbeſten Arbeit, die aus der 
Feder des Doktors Locwenhatd zu Prenzlau gefloſſen iſt, eine ehren- 
volle Erwähnung zu Theil würde. 

— Laut Bekanntmachung des Finanzminiſters waren am 31. 
Dezember 1866 5,134,000 Thaler in Darlehnskaſſenſcheinen in 
Umlauf. 3 

— Nach neueſter Anordnung werden alle ſeitherigen ſechs- 
pfündigen gezogenen Gußſtahl⸗Kanonen von der Feldartillerie ent- 
fernt und nur noch zur Feſtungs⸗Artillerie verwendet werden. Die 
Feldartillerie erhält ſtatt der Gußſtahl⸗Geſchütze mit dem jogenann- 
ten „Kolben“-Verſchluſſe Kanonen von demſelben Metalle nach neue- 
rer Konftruftion, nämlich hinten mit „Keil“-Verſchluß. Hierdurch 
werden je drei Mann der früheren Bedienungsmannſchaft überflüſſig. 
Ferner erhalten unſere neuen Feldgeſchütze ſogenannte „Keilzüge“, 
ind und nach vorn ſchmäler auslaufen, 
um auf dieſe Weiſe die Richtung des Geſchoſſes, welches ſich beim 
Abfeuern dichter in die Züge drückt, ſicherer zu leiten. 

— Dem „Fr. J.“ ſchreibt man aus Thüringen: Zu den 
ſchwerſten Opfern, welche das norddeutſche Bündniß von den Klein- 
ſtaaten fordert, gehört wohl unbeſtritten die Höhe des künftigen 
Militärbud gets. Wenn wirk r Friedensarmee 1 Prozent der 
Bevölkerung herangezogen und für jeden Soldaten 225 Thaler be- 
zahlt werden ſollten, ſo würden ſich die Leiſtungen der thüringiſchen 
Staaten, gemäß einer uns heute zu Geſicht gekommenen Zuſam⸗ 
menſtellung, wie folgt. berechn würden zu zahlen haben: 

02. Mann 630,450 Tol 


ngebenden Patriotismus des ganzen 
unentbehrlichen Vorausſetzung hat. 


s preußiſchen Vereins zur Pflege 
krankter Krieger hatte am 1. Mai 


1) Welma r N „ . 
25 Meiningen = „ 1780 „ 400,500 „ 
3) Altenburg nn 219,225 „ 
4) Coburg Gotha A 186490 „ 370,125 „ 
5) Schwarzburg-Rudolſtadt „ 737 „ 165,825 „ 
6) 1 Sonderhauſen, 662 „ 145,220 „ 
7) Reuß jüngere Linie „ 864 194,400 „ 


n 
8) Reuß ältere Linie 238 „ 98,550 „ 

Im Ganzen würde dies über 10,000 Mann und über 
2,300,000 Thaler betragen. Bringt man dagegen den ſeitherigen 
Militäretat in den genannten Staaten in Rechnung, ſo ergiebt ſich, 
daß derſelbe in Zukunft um mehr als das Doppelte ſich erhöhen 
muß. Werden die Zolleinnahmen dazu verwendet, ſo würden dieſe 
noch lange nicht ausreichen; es würde z. B. Weimar noch über 
350,000 Thaler zuzulegen haben, während jetzt der ganze Militär- 
etat dort 200,000 Thaler kaum überſteigt. Angeſichts dieſer Ver⸗ 
hältniſſe wird es Aufgabe der Regierungen und des Parlaments 
ſein, die Neuorganiſation jo zu geſtalten, daß darin eine Ent- 
ſchädigung für die enormen Opfer gefunden werden kann. — An⸗ 
geſichts dieſer, von Preußen ſchon ſeit mehr als 50 Jahren getra- 
genen Laſten ſtöhnen die Kleinſſaaten ſchon jetzt, daß es einen 
Stein erbarmen könnte. — Frehich, mit dem Koboldſchießen und 
Biertrinken iſt jetzt nichts mehr u machen. Man ſoll jetzt bezah- 
len, und da bört der Patriotismis der Partikulariſten auf. — Es 
bätte dieſen Verehrern des Schhraffenthums ſchon behagt, noch 
länger ſich von Preußen beſchützen zu laſſen und auf die „preu- 
ßiſchen Zuſtände“ und die „hohen Steuern“ zu ſchimpfen. 

— Die Mitglieder des hieſigen diplomatiſchen Korps hatten 
mehifach Gelegenheit, mit den Bundesb: vollmädtigten der nord- 
deutſchen Staaten zuſammenzutrefen. Verläßlichen Mittheilungen 
zufolge ſollen die Bundesbevollmächtigten nicht für geboten erachtet 
haben, ſich eine allzugroße Nejerve aufzuerlegen, fo daß die fremden 
Geſandten in die Lage ſich verjegt geſehen haben, über den Gang 
der Konferenzverhandlungen und Manches, was Bezug darauf hat, 
ihren Regierungen berichten zu önnen. Es ſteht außer Zweifel, 
daß die preußiſche Regierung vor dieſen Vorgängen Kenntniß er- 
hielt und daß fie ſich bemüßigt belt, in einer Cirkulardepeſche an 
ihre Vertreter im Auslande ihre Hoſition im Allgemeinen ſpezieller 
anzudeuten. Der Inhalt des Eikulars wird in einer offiziöjen 
Korreſpondenz mitgetheilt. Es wid darin gejagt, daß Preußen, 
wenn es auch mit allen Staater in gutem Einvernehmen ſtehe, 
doch nach keiner Seite hin gebunden ſel. Die Situation Preußens 
und Norddeutſchlands ium Auslarde ſei jo gut, daß man für das 
neue Jahr eine allgemeine Berwigung der Gemüther in ganz 
Mittel-Europa hoffen könne ud der Friede geſichert erſcheine. 
Eine Störung der Konftituirungs- Arbeiten für den norddeutſchen 


Bund ſtehe nicht zu beſorgen. Für irgend welche Allianzen im 


engeren Sinne liege kein Bedürfal; vor. Gegen Oeſterreich werde 
jede Rückſicht beobachtet werden, die irgend mit den Intereſſen 
Norddeutſchlands verträglich ſei. Das Verhältniß zu Dänemark 
und Holland wird ungeachtet de; nordſchleswigſchen und luxem⸗ 
burgiſchen Frage als ebenſo freund iich bezeichnet, wie es zu Belgien 
ſchon immer beſtand. Preußen könne ſich daher ohne äußere Sorge 
der bedeutſamen und folgewichtizen Arbeit für die Neubildung 
Deutſchlands überlaſſen. 2 


im Mebrigen für die Ann, 
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Preis in Stettin vierteljährlich 1 Thlr., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertel. 1 Thlr. 7½ Sgr 
monatlich 12 ½ Sgre; 
für Preußen viertel. 1 Thlr. 5 Sgr. 


1867. 


— 


— Die National - Invaliden - Stiftung, welche unter dem 
hohen Schutze unſeres Kronprinzen ſteht, hat, wie die „Provinzial⸗ 
Korr.“ berichtet, mit ihren Geldſammlungen einen guten Anfang 
gemacht. Bei dem „Central-Comité“ in Berlin find bisher ſchon 
über 250,000 Thaler von Deutſchen aus allen Ländern und Welt- 
theilen eingegangen. An laufenden Beiträgen für 1867 und fer- 
nerhin ſind etwa 2000 Thaler jährlich zugeſichert. Das Verzeich⸗ 
niß der Beiträge wird in nächſter Zeit veröffentlicht werden. Das 
„Central-Comité“ hat zu Unterſtützungen bisher 8000 Thlr. un⸗ 
mittelbar verwendet. Die Bildung von Zweigvereinen iſt in allen 
Landestheilen im Gange; es iſt zu wünſchen, daß dieſelbe durch⸗ 
weg beſchleunigt werde. Vornehmlich aber mögen alle Einzelnen 
der patriotiſchen Pflicht, für die National-Invaliden ſorgen zu hel⸗ 
fen, fort und fort eingedenk bleiben. In der erſten Zeit nach dem 
Kriege mag es Manchem in Folge der Opfer und Laſten, die der 
Krieg ſelbſt auferlegt hatte, ſchwerer geweſen ſein, alsbald reichlich 
für die Invaliden beizuſteuern. Jetzt aber möge Jeder bei dem 
freudigen Rückblick auf den herrlichen Gewinn des Jahres 1866 
Derer mit der That gedenken, welche ihre Geſundheit und ihre 
Erwerbsfähigkeit dafür eingebüßt haben. f 

(Auch die Geldbeiträge, welche Privatleute „An das Central⸗ 
Comité der National-Invaliden-Stiftung zu Berlin“ oder „An 
den geſchäftsführenden Ausſchuß des Central-Comité's sc." einſen⸗ 


den, werden von der Poſt portofrei befördert, wenn noch der Ver⸗ 


merk dabei ſteht: „Beitrag für die National-⸗Invaliden-Stiftung.“) 


Berlin, 9. Januar. (Abgeordneten haus.) 50. Sitzung. (Schluß 
aus dem heutigen Morgenblatte.) Abg. Elven erhält das Wort für die 
Regierungsvorlage, welche er als eine natürliche Konſeguenz der Anſchauun⸗ 
gen betrachtet, aus denen das Handelsgeſetzbuch hervorgegangen und die 
von der Regierung auf den Nürnberger Konferenzen vertreten worden. — 
Abg. Reichenheim erklärt ſich gegen die Vorlage, ohne Neues von Be⸗ 
deutung anzuführen. Er meint, baß das Haus es der Regierung über ⸗ 
laſſen müſſe, eine Vorlage zu machen, durch welche das Inſtitut der ver⸗ 
eideten Mäkler, das der inneren Berechtigung durchaus entbehre, ganz auf⸗ 
gehoben werde. — Abg. Schmidt (Randow) vertheidigt den Geſetzentwurf 
namentlich im Intereſſe der Mäkler ſelbſt; wenngleich einige derſelben ſehr 
große Summen verdienten, ſo gebe es doch viele mehr, welche unter den 
gegenwärtigen a nicht exiſtiren könnten. Uebrigens würde er 
mit der vollſtändigen Aufhebung des Inſtituts auch einverſtanden ſein. — 
Abg. v. Blancken burz erklärt, daß er und ſeine Parteigenoſſen gegen 
die Vorlage ſtimmen würden, weil ihnen die dagegen geltend gemachten 
Bedenken als durchſchlagend erſchienen. Sie ſeien im Uebrigen auch für 
die vollſtändige Aufhebung des Inſtituts. — Abg. Graf Renard erklärt 
fi) gleichfalls mit der Beſeitigung des Mäkler⸗Inſtituts einverſtanden, iſt 

1 ahme der Regierungsvorlage, weil dieſelbe vor 
nem Theile der Sünden das Gewiſſen der Mäkler künftig 


ewahren 
werde. Er glaube wohl an die Gerechtigkeit eines Richters, an die Pflicht⸗ 
treue eines Geiſtlichen — an die Enthaltſamkeit eines Mäklers nicht. 


(Heiterkeit. ) 


Die Rednerliſte iſt erſchöpft, der Berichterſtatter Abg. Roepell ver⸗ 
tritt den Kommiſſionsantrag a rd — eee bei 
arauf 


der großen Unruhe des Hauſes iſt der Referent nicht zu verſtehen. 

wird zur Abſtimmung geſchritten, über deren Reihenfolge ſich eine längere 
Debatte erhebt, welche dazu führt, daß zuerſt über das Tweſten'ſche Amen⸗ 
dement abgeſtimmt wird, dann über die Regierungsvorlage ohne das Amen⸗ 
dement. Das Tweſten'ſche Amendement wird mit großer Majorität vom 
Hauſe abgelehnt. Darauf wird auch der Geſetzentwurf ſelbſt verworfen. — 
Es folgt die Schlußberathung über den Entwurf eines Geſetzes, betreffend 
die Einführung der Klaſſenſteuer an Stelle der Mahl- und Schlachtſtener 
in der Stadt Wittſtock. Referent Abg. Krieger (Berlin) rechtfertigt den 
Antrag der Kommiſſion, dem Geſetzentwurfe die Zuſtimmung zu ertheilen. 
Er führt an, wie die Zahl der Städte, in welchen die Schlacht und Mahl⸗ 
ſteuer erhoben wird, ſich ſtets vermindert habe, wie aber noch lange Zeit 


vergehen werde, bis dieſe Steuer ganz aufgehoben würde; was man thun 


könne, um dieſen Zeitpunkt zu beſchleunigen, das müſſe man thun. (Die 
Bänke des Hauſes leeren ſich während ſeines Referats faſt vollſtändig.) — 
Zur General⸗Diskuſſion nimmt der Abg. Dr. Löwe⸗Calbe das Wort: Er 
ſchließt ſich den Gründen des Referenten vollſtändig an. Er erkennt an, 
daß die Regierung über die Frage, ob die Mahl- und Schlachtſteuer zweck ⸗ 
mäßig fei, Gutachten eingeforderk habe, aber ſolche Gutachten ſeien bedenk⸗ 
lich, denn dabei handle es ſich nicht nur um die Frage, ob die Steuer gut 
oder ſchlecht ſei, ſondern auch darum, wie ſie erſetzt werden ſollte. Welchen 
Einfluß dieſe letztere Frage habe, das zeigen die Vorgänge in Berlin, wo 
ſich die Stadtverordneten ⸗ Frage im Hinblick auf die Schwierigkeit, 
dieſe Steuer zu erſetzen, für die Beibehaltung der Schlacht- und Mahl⸗ 
ſteuer entſchieden habe. Er hält die allgemeine Abſchaffung der Schlacht⸗ 
und Mahlſteuer für nothwendig und legt dies der Regierung an's Herz. — 
Der Regierungs⸗Kommiſſar erklärt, daß die Regierung es für ange⸗ 
meſſen hält, den betheiligten Städten eine weſentliche Stimme bei der Frage 
wegen Aufhebung dieſer Steuer zuzugeſtehen und beſonderes Gewicht auf 
deren Meinung zu legen; wenn ſich die Mehrzahl der großen Städte für 
Aufhebung erklärt, jo wird die Regierung die —.— in Erwägung ziehen. 
— Abg. v. Binde (Hagen) meint, der Abg. Löwe habe mit Recht ausge⸗ 
führt, daß es ſich darum handle, eine gerechte Beſteuerung im Staat einzu⸗ 
führen, und dafür ſei der Finanzminiſter ebenſo verantwortlich, wie für die 
Einnahmen des Staates. In Weſtphalen ſei man über dieſe leidige Steuer 
glücklich hinweggekommen, und er dürfe für ſich das Verdienſt in Anſpruch 
nehmen, auf den Provinzial» Landtagen redlich dazu mitgewirkt zu haben. 
Auch in den neuen Provinzen exiſtire die Steuer nicht und es würde doch 
im höchſten Grade unzuträglich ſein, dieſelbe in den alten Provinzen feſtzu⸗ 
halten, während die neuen davon befreit wären. Von einer Einführung 
dieſer verwerflichen Steuer in die einverleibten Landestheile würde wohl 
nicht die Rede ſein können. Die Abgeordneten v. Vincke (Olbendorf) und 
Michaelis ſprechen ſich in gleichem Sinne aus, der Letztere unter Betonung 
der Beſchädigung, welche der Staat durch die ſchädliche Rückwirkung dieſer 
Stener auf die Landwirthſchaft (Weizenkultur, Fleiſchverbrauch) erleide. 
Der Abg. Gneiſt hält es für unzweckmäßig und verfehlt, daß die 
Regierung die Kommunen über die zweckmäßigſte Art der Kommunalbeſteue⸗ 
rung befrage. Dabei könne kein vernünftiges Reſultat erzielt werden, denn 
die einander widerſprechendſten und vielfach mißverſtändlichen Gutachten 
würden alsdann abgegeben. Auf dieſe Weiſe wolle die Regierung etwas 
von ſich abwälzen, was ihr obliege: unter Beachtung der von der Volks⸗ 
vertretung gegebenen Winke die zeitgemäße und den Verhältniſſen entſpre⸗ 
chende Reform der Beſteuerung ins Werk zu führen. — Abg. Virchow 
hebt die Beeinträchtigung hervor, welche die arbeitenden Klaſſen durch dieſe. 
Steuer erleiden; diese müßte die Regierung ſich längſt klar gemacht haben 


Hier in Berlin ſei die Aufhebung der Steuer bloß an der Unklarheit, 


welche über dem neuen Steuermodus geherrſcht habe, geſcheitert. — Der 
Schluß der Debatte wird beantragt und angenommen. Darauf wird zur 
Abſtimmung geſchritten und das Geſetz vom Hauſe einſtimmig angenommen. 
— Der nächſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Bericht der Kommiſ⸗ 
ſion für das Juſtizweſen über den Geſetzentwurf, betreffend die Beſtrafung 
der unbefugten Aneignung von Bernſtein und die Abänderung der Beſtim · 


— 
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mungen im Zuſatz 228 des oſtpreußiſchen Provinzialrechts. Die Kommiſſion 
hat den Regierungsentwurf amendirt, außerdem ſind von mehreren Abge⸗ 
ordneten Amendements eingebracht. Die Regierung iſt mit dem Kommiſ⸗ 
ſionsantrage einverſtanden, dieſer wird mit großer Majorität angenommen, 
nachdem die übrigen Amendements theils vom Hauſe verworfen, theils von 
den Antragſtellern zurückgezogen ſind. — Das Haus geht dann zu dem 
Berichte der Kommiſſton für Finanzen und Zölle über, betreffend den Ge- 
ſetzentwurf über die Regelung der direkten Beſteuerung in dem Fürſtenthum 
Hohenzollern⸗Hechingen. Referent Abg. Graf rechtfertigt die Anträge der 
Kommiſſton, welche dahin gehen, im §. 1 des Geſetzes, welcher die einzelnen 
„durch Königliche Verordnung“ aufzuhebenden Abgaben bezeichnet, hinter 
den Worten „Königliche Verordnung“ einzuſchieben: „bis längſtens den 
1. Januar 1870“ und 8. 5 der Regierungsvorlage, welche für Beſitzer bis⸗ 
her ſteuerfreier Grundſtücke eine Sued eng feſtſetzt, zu ſtreichen, da in 
dem landesherrlichen Erlaß vom 4. Mai 1848 ausdrücklich die Aufhebung 
der Steuerfreiheit der Fürſtlichen Güter in Ausſicht genommen iſt gegen 
den Verzicht des Landes auf alle Forderungen wegen des Kloſters Stetten, 
des Stifs Biſingen ꝛc. Ferner geht aus dem Protokoll der Deputirten⸗ 
Verſammlung vom 15. April 1848 klar hervor, daß dies eine durchaus 
rechtsgültige Vereinbarung zwiſchen Fürſt und Volk ſei. — Nach dem Schluß 
der General- und Eröffnung der Spezial Diskuſſion wird §. 1 der Vor⸗ 
lage mit dem von der Kommiſſion beantragten Zuſatz angenommen, ebenſo 
die 58. 2, 3, 4. Zu 6. 5 erhält das Wort Regier.⸗Kommiſſar Sydow: 
Wenn Sie dem Bezirke Hohenzollern⸗Hechingen die Wohlthaten des Geſetzes 
zokommen laſſen wollen, ſo genehmigen Sie den §. 5. Die Regierung 
kunnte ſich bei der Frage, ob und in wie weit hier eine Entſchädigung zu 
gewähren ſei, nur auf den Boden unſerer Geſetzgebung ſeit 1861 ftellen, 
durch welche unſeren öſtlichen Provinzen eine ſolche Eutſchädigung gewährt 
worden iſt; fie kann in feiner Weiſe auf die Anſchauungen von 1848 zu⸗ 
rückkommen. Die Verhandlungen vom April und Mai 1848 ſind das Re⸗ 
ſultat einer erregten Zeit und es iſt auch in ihnen über eine Entſchädigung 
Nichts ſtipulirt. Eine ähnliche Zuſicherung aber, wie die vom Herrn Refe⸗ 
renten angeführte, enthält Art. 101 unſerer Verfaſſung, dieſe iſt aber durch 
die Geſetzgebung von 1861 erledigt. Der §. 5 hängt jo eng mit dem ganzen 
Geſetz zuſammen, daß ich dringend bitte, ihn anzunehmen. Abg. Schanz 
(gegen $. 5) iſt auf der Journaliſtentribüne ganz unverſtändlich. Abg. 
Leman (gegen §. 5): Wir haben es mit einem klaren Vertrag zwiſchen 
ürft und Land zu thun, deſſen Rechtsgültigkeit kein Juriſt der ganzen Welt 
ezweifeln kann. Der Inhalt des Vertrages ift fo klar, daß wir jetzt un⸗ 
moglich dem 8. 5 zuſtimmen können. 

Regierungs⸗Komm. Sydow: Die Interpretation des Vertrages kann 
allerdings Gegenſtand der Diskuſſion ſein. Ich bemerke nochmals, daß 
ve Regierung nur auf den Boden der Gejeßgebung von 1861 ftellen 
ann. 

Abg. v. Bonin: Dieſen Standpunkt der Regierung halte ich für 
durchaus verfehlt. Die Entſchädigung des Fürſten liegt in dem Verzicht 
des Landes auf die angeführten Einkünfte; man kann ihn jetzt nicht noch 
einmal entſchädigen wollen. (Bravo.) 

Ein Antrag auf Schluß der Diskuſſion wird angenommen, 8. 5 gegen 
ſehr wenige Stimmen der Rechten abgelehnt, die 88. 6, 7, 8 (jett 5, 6, 7), 
ebenſo Eingang und Ueberſchrift und ſchließlich das ganze Geſetz ange⸗ 
nommen. 

Präſident v. Forckenbeck theilt zwei vom Abgeordneten Paur ein⸗ 
egangene Geſetzentwürfe mit, betreffend die Freiheit der wahrheitsgetreuen 
erichte der Reichstagsverhandlungen und die Zahlung von Diäten an die 

preußiſchen Reichstags⸗Abgeordneten. Auf den Vorſchlag des Antragſtellers 
wird Schlußberathung beſchloſſen. 

Nächſte Sitzung Sonnabend 10 Uhr. Als der Präſident verkündete, 
daß erſter Gegenſtand der Tagesordnung die zweite Berathung und Ab⸗ 
ſtimmung über die am 21. Dezember 1866 beſchloſſene Verfaſſungsände⸗ 
rungen ſein werde, bittet Abgeordneter Tweſten, damit zu warten, bis das 
Herrenhaus darüber beſchloſſen habe. Dagegen erklären ſich Präſident von 
Forckenbeck, Abgeordnete v. Vincke (Hagen), Graf Schwerin, Lasker, wel⸗ 
cher noch die Konfufion tadelt, die dadurch entſtanden, daß die Regierung 
beiden Häuſern zugleich die Vorlage gemacht habe und es für, unzuläſſig 
erklärt, daß das . — früher einen Beſchluß faſſe, als bis das Ab⸗ 
ordnetenhaus das Geſetz zum zweiten Male geleſen habe. Abgeordneter 
Tweſten zieht ſeinen ze zurück. Außerdem ſteht noch auf der Tages⸗ 
ordnung der erſte Bericht der Agrar-Kommiſſion über Petitionen, Bericht 
der Petitions⸗Kommiſſton, Bericht über den Bau der Staats⸗Eiſenbahnen 
und Wahlprüfungen. Schluß 33, Uhr. 

Frankfurt, 8. Januar. Von mehreren Seiten wird jetzt 
für die Kandidatur des Herrn Miniſters a. D. v. Bethmann-Holl- 
weg, als Abgeordneten zum Reichstag, agitirt. Hr. v. Bethmann— 
Hollweg iſt bekanntlich geborner Frankfurter und wäre unzweifel- 
haft eine ſehr würdige Wahl. Neben ihm findet die Kandidatur 
des ehemaligen Schöffen Hrn. Dr. Souchay noch viele Anhänger. 
In demokratiſchen Kreiſen plaidirt man für die Wahl des Herrn 
v. Rotbſchild. i 

Dresden, 7. Januar. Bel JJ. MM. dem Könige und 
der Königin hat heute Nachmittag von 2 Uhr an die Vorſtellung 
mehrerer Kgl. preußiſcher Stabs- und Subaltern-Offiziere (etwa 
120) durch den General der Inf. v. Bonin und den General- 
Major v. Kamtienski ſtattgefunden. 

Mannheim, 5. Januar. Geſtern hat die Großh. Ver- 
waltungsbehörde die Akten und Baarſchaften bei der katholiſchen 
Stiftungskommiſſion hier beſchlagnahmt und daraus die auf die 
katholiſche Freiſchule Bezug habenden Papiere und Werthpapiere, 
letztere im Betrage von 7000 fl., entnommen. Die Stiftungs- 
kommiſſion hatte ſich geweigert, ſolche auszufolgen und gegen die 
Beſchlagnahme Proteſt erhoben. Das Vermögen der katholiſchen 
Volksſchule war ſ. Z. ausgeliefert worden. 


Ausland. 


Wien, 8. Januar. Die „Wiener Abendpoſt“ bezeichnet in 
einem halboffiziöſen Dementi die vom hieſigen „Morgenblatte“ ge- 
brachte Nachricht von der angeblichen Einrichtung eines eigenen 
Wahlbureau's im Staatsminiſterium, jo wie auch die weitere Mel- 
dung, daß für ſämmtliche Landbezirle bereits Regierungskandidaten 
aufgeſtellt worden ſeien, auf Grund der kompetenteſten Informa- 
tion als vollkommen aus der Luft gegriffen. — Das halbamtliche 
Blatt vertheidigt die Regierung gegen die von den verſchiedenſten 
Seiten her gegen fie gerichteten, freilich einander ſehr widerſpre— 
chenden Angriffe; ſie ſchreibt: „Was hätte die Regierung thun 
ſollen, um die Stimmen aus den Landtagen ein natürliches Echo 
finden zu laſſen? (Die „N. Fr. Pr.“ hatte das Januarpatent ein 
ganz unnatürliches Echo der Landtagsadreſſen genannt.) Das 
Schwergewicht der Behandlung der Verfaſſungefragen in die Land- 
tage verlegen (auch dafür erklärt ſich „eine öffentliche Meinung“), 
den weiteren Reſchsrath einberufen, oder den engeren? Ganz ab— 
geſehen von den materiellen und formellen Bedenken, die ſich dem 
entgegenſtellten, hätte jeder dieſer Schritte, einſeitig wie er ge— 
weſen wäre, den Widerſpruch der Parteien nicht minder und be- 
rechtigter herausgefordert, als der Schritt des Januarpatents. Die 
Regierung will eben nicht die Trennung, ſondern die Elnigung der 
Völker, und dieſe Einigung glaubt fie nur dadurch zu erreichen, 
daß fie ſelbſt den Schein einer Parteiregierung zu vermeiden be— 
müht iſt. Sachlich iſt ſie den Wünſchen und Anſchauungen der 
Landes vertretungen entgegengekommen, ſowelt es nur immer mög- 
lich war. In der That hat nur eine einzige Partei Urſache, mit 
dem Januarpatent unzufrieden zu ſein, das iſt die Partei der 

Kontumazirung, der Vergewaltigung Ungarns. Wir zweifeln aber, 


das ganze Befinden der Kaiſerin 
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daß ſich allzu viele wichtigere ſtaatliche Elemente gerade um dieſe 


Partei gruppiren werden.“ 


— Die „Trieſter Ztg.“ iſt in der erfreulichen Lage, einen, 
wenn auch geringen, aber muthmaßlich dauernden Fortſchritt in 


der Beſſerung der Kaiſerin Charlotte melden zu können, welcher 


darin beſteht, daß die bekannten Wahnvorſtellungen nicht ſo häufig 
und minder intenſiv auftreten, wodurch eine nachhaltigere und für 
ſehr wohlthätige Ruhe herbeige⸗ 
führt wird. BE 

Die Preſſe iſt mit Recht ſehr unzufrieden damit, daß Herr 
v. Beuſt in vordringlicher Weſſe die orientaliſche Froge auf das 
Tapet bringen wolle. 
beſſer thun, ſich ſo ſtill wie möglich zu verhalten und ſich mit der 
orientaliſchen Frage höchſtens in der Abſicht zu beſchäftigen, um ſie 
im Keime zu erſticken. 

Paris, 8. Januar. Wie der heutige „Moniteur“ meldet, 
find hier von dem Admiral Roze, Oberbefehlshaber der Schiffe- 


diviſton in den chineſiſchen Gewäſſern, Depeſchen vom 17. Novem- 


ber eingetroffen. Nach der Einnahme Kanghoas hielt ſich derſelbe 
in einer ſtark verſchanzten Stellung und ließ die Umgebungen der 
Stadt und die gegenüberliegenden Ufer der Halbinſel Korea durch- 
forſchen, wobei alle im Kanal befindlichen Dſchonken zerſtört wur⸗ 
den. Auf einem dieſer Streifzüge verlor dle Schaluppe der „Guer— 
viere" durch feindliches Musketenfeuer drei Matroſen; ein anderes 
Mal wurden bei der Erſtürmung einer von Koreern beſetzten Pa- 


gode einige Franzoſen verwundet. Da der Admlral Roze bald ein⸗ 
ſah, daß die Regierung Koreas, trotz des Schreibens des Königs, 


in welchem er zu Unterhandlungen eingeladen hatte, denſelben keine 


Folge zu geben geneigt war, fo beſchloß er, Kanghoa zu verlaſſen, 


zumal der Winter heranrückte und damit die baldige Einſtellung 
der Schifffahrt auf dem Fluſſe Salde zu befürchten war. Der 
Admiral ließ nun alle Königlichen Elabliſſements, ſowie den Palaft 
des Königs zerſtören, worauf die franzöſiſchen Matroſen wieder an 
Bord der vor der Inſel Boiſée vor Anker llegenden Schiffe gin- 
gen. Die Kiſten mit den Silberbarren, etwa 200,000 Francs an 
Werth, Handſchriften und Bücher von einigem wiſſenſchaftlichen 
Werth wurden nach Shanghai geſchafft, um von dort nach Frank- 
reich befördert zu werden. Zugleich meldet noch der Admiral, daß 
es zweien Miſſionatren, die in Korea geblieben waren, gelungen 
iſt, ih in Tſchefu an's Land ſetzen zu laſſen und ſich an ihn an- 
zuſchließen. Die Zerſtörung Kanghoas, eines wichtigen Kriegs- 
platzes, ſowie der Pulvermagazine und öffentlichen Gebäude, die 
ſich in jener Stadt befanden, hat, wie der „Moniteur“ hinzufügt, 


der Regierung Korea's zeigen müſſen, daß die Ermordung franzöfl- 


ſcher Miſſtonaire nicht ungeſtraft geblieben iſt. 

London, 7. Januar. Der hieſige griechiſche Konſul ver- 
öffentlicht in den Zeitungen folgende Nachrichten: Athen, 28. De- 
zember. Muſtapha Paſcha griff am 9. Dezember, nachdem ſeine 
Truppen das von ihnen paſſirte Dorf Aliklano geplündert hatten, 
die vorgeſchobene Pofition der Chriften bei Kares an und wurde 
nach fünfſtündigem Kampfe gezwungen, ſich mit einem Verluſte von 
500-600 Mann nach Lakl zurückzuzieben. Ein engliſches Ka- 
nonenboot Irifjt eben von Kreta hier (Athen) ein mit Nachrichten 
bis zum 26. Dezember. Die militäriſchen Operationen waren 
wegen der ſtrengen Witterung eingeſtellt. Beim Paffiren der Dör⸗ 
fer Orthoukt und Cocaco Siafido metzelten die kürkiſchen Truppen 
30 Frauen und Kinder nieder. Auch in den Dörfern Galata und 
Skinez bei Canea fielen zwei friedliche Chriſten unter ihren Schwer- 
tern. Der Gouverneur von Canea hat die Konſuln durch Eir- 
kular von der Blokade Kretas in Kenntniß geſetzt. Der Konſul 
der Vereinigten Staaten erklärte, er könne die Blokade nicht für 
rechtskräftig anſehen, da fie nicht vollſtändig ſei. 2000 Weiber 
und Kinder, faſt vor Hunger und Kälte ſterbend, erwarteten an 
der Seeküſte bei Selino ihre Rettung durch europäiſche Kriegs 
ſchiffe. Eine türkiſche Fregatte näherte ſich der Küſte und feuerte 
auf fie, wobei mehrere getödtet und verwundet wurden. Die Fre⸗ 
gatte „Großadmiral“ kam ſoeben mit 1200 geretteten Weibern und 
Kindern im Piräeus an. 

Nom, 4. Januar. (N. A. 3.) Ein Fremder, der heute 
nach Rom käme und ſich darauf beſchränkte, die Straßen zu durch- 
wandern, möchte leicht glauben, daß an den Berichten von Agita- 
tionen, welche ſeit dem Abzuge der Franzoſen in der ewigen Stadt 
herrſchen ſollen, kein wahres Wort ſel. Dem Anſchein nach iſt in 
der That Alles ruhig, und die Parteigänger der Regierung beuten 
dieſen Umſtand zu ihrem Vortheil aus, indem ſie den friedfertigen 
Charakter der Römer und ihre Eigebenheit für den Papſt in allen 
Tonarten rübmen. Dergleichen Aeflexlonen können Sie täglich in 
dem Organ dieſer Partei, dem „Oſervatore Romano“, finden. Aber 
zwiſchen dem Scheine und der Wirklichkeit beſteht ein bedeutender 
Unterſchled, und wenn man als Fremder Gelegenheit hat, ſich in 
Familienkreiſen umzuthun, ſich Hier und dort nach der wahren Lage 
des Landes zu erkundigen, mit einem Wort, in den Herzen der 
Römer zu leſen, ſo wird man keinen Augenblick anſtehen, das Beſte 
zu wählen, was unter ſolchen Umſänden zu thun iſt, nämlich Rom 
jo ſchnell als möglich zu verlaſſet. 


Pommern. 

Stettin, 10. Januar. Die in der letzten Stadtverordne⸗ 
tenſitung aus den vier Abtheiungsvorſitzenden gewählte Kom- 
miſſion, welche über die Verhältriſſe des zum Sitzungslokal vorge- 
ſchlagenen ehemaligen Saales der Abendhalle in der Börſe, 
nicht, wie wir irrthümlich melden, des Kaſino⸗Saales“, Bericht 
erſtatten ſoll, hat bereits geſtern eine Beſichtigung des Saales vor- 
genommen, um ſich über ſeine Zveckmäßigkeit zu informiren. Da 
derſelbe weder geheizt, noch beleuchtet war, jo wurde beſchloſſen, 
daß am Sonnabend Nachmittags 5 Uhr nach einander die einzel- 
nen Abtheilungen die Wahlen ju den verſchiedenen Deputationen 
dort abhalten ſollen, jo daß dam um 6 Uhr alle Mitglieder ver- 
ſammelt ſein würden. Man wil bei dieſer Gelegenheit zugleich 
das Urtheil hinſichtlich der akuſtſchen Verhältniſſe feſtſtellen. 

— Dem Fleiſchermeiſter Mundt aus Altdamm wurde geſtern 
früh, als er ſich mit feinem Wazen nach dem Fleiſchmarkt begeben 
wollte, auf der Strecke von der Langenbrücke bis zum Markte ein 
Korb mit verſchiedenen Gegentänden, 4 eiſernen Haken, einem 
Stahl, zwei Schlachtmeſſern, einr ledernen Taſche, zwei Schürzen, 
einem Tiſchtuch, außerdem aber noch 15 Pfd. Talg geſtohlen. 
Man fand ſpäter den Korb olne ſeinen Inhalt in der Langen- 
brückſtraße. Der Dieb iſt bis ppt nicht ermittelt. 


Oeſterreich würde in ſeiner jetzigen Lage 


— Eine bereits bejahrte hieſige Dame wurde geſtern auf 
ihrem Wege durch die Schuhſtraße von einem plötzlichen Unwohl⸗ 
ein befallen und verſtarb kurze Zeit darauf nachdem fie einſtweilige 
Aufnahme in einem dortigen Geſchäftslokale gefunden hatte, am 
Herzſchlage. 

— Geſtern Abend gegen 5 Uhr wurde ein dem Schleifan⸗ 
ſtaltsbeſitzer Höhne in der Schuhſtraße gehöriger, an dem von ihm 
bewohnten Hauſe befeſtigter Schaukaſten, welcher eine ganze Menge 
von Mefjern ꝛc. enthielt, abgebrochen und entwendet. Man fand 
den Kaſten, ſeines Inhaltes beraubt, heute früh am Bohlwerke. 
Der Verbleib der geſtohlenen Waaren iſt bisher noch nicht ermittelt. 

— Vor einigen Tagen wurden in einem Haufe der Baum- 
ſtraße zu ein und derſelben Zeit verſchiedenen dort wohnhaften 
Perſonen aus verſchloſſenen, mittelſt Nachſchlüſſel geöffneten Be⸗ 
haͤltniſſen, mehrere Bett- und Kleidungsſtücke geſtohlen, ohne daß 
es bisher gelungen iſt, den Dieb zu ermitteln. 


Vermiſchtes. 

— Daß Berlin Weltſtadt wird, davon gaben in diefer Woche 
zwei Vorfälle die entſprechende Illuſtration. Am Mittwoch blieb 
in der Kolonnenſtraße ein Leichenzug in dem dort herrſchenden uns 
ergründlichen Schmutze ſtecken. Es mußte erſt ein Lelterwagen und 
Hülfsmannſchaft geholt werden, um den Sarg bis nach der Chauſſee 
bringen zu können. Der zweite Fall grenzt an's Unglaubliche, ift 
aber trotzdem in der Reſidenzſtadt Berlin vorgekommen. Man höre 
und ſtaune! In der Schwedterſtraße iſt ein Pferd im Straßen- 
graben ertrunken. Der auf ſolche Weiſe verunglückte Gaul ſtand 
im Dienſte der Abfuhrgeſellſchaft und gehörte einem Handelsmann, 
Namens Haaſe. Letzterer, welcher wußte, daß das Pferd feinen 
Weg ganz genau kannte und im Uebrigen zum Durchgeben durch⸗ 
aus keine Neigung mehr beſaß, war in der gedachten Straße ein 
Stück Weges hinter dem Wagen zurückgeblieben. Als er ihn wie⸗ 
der einholte, fand er den Gaul im Straßengraben vor. Der Wa⸗ 
gen war gegen einen Prellſtein gefahren und in Folge des heftigen 
Stoßes der bereits altersſchwache Gaul zu Boden und in den 
Graben geſtürzt, den der Regen mit Waſſer gefüllt hatte. Haaſe 
vermochte das Pferd nicht herauszuholen, Hülfe war nicht gleich 
bei der Hand und jo mußte denn das Thler darin umkommen. 
Die glücklichen Bewohner dieſer ſchönen Gegend waren am andern 
Morgen nicht wenig verwundert, den todten Gaul im Srafengra- 
ben vorzufinden. 


Landwirthſchaftliches. 

— Ueber Winterwicke ſchreibt (Zeitſchrift des landwirthſchaft⸗ 
lichen Central-Vereins der Provinz Sachſen) Zöppritz Ganterhof 
(bei Ravensburg): „Als ein außerordentlich werthvolles Gewächs 
möchte ich allen Fachgenoſſen die Winterwicke empfehlen. Dieſelbe 
liefert, mit etwas Roggen gemengt, ſehr früh ein außerorventlich 
gutes Grünfutter und ſollte in allen Wirthſchaften, die eben Futter⸗ 
Roggen bauen, nicht fehlen. Der Futterroggen wird, wie bekannt, 
oft zu ſchnell holzig; die Winterwicken dagegen bleiben noch länger 
nachher friſch und ſaftig, und es zeigt ſich von großem Vortheil, 
dem Futterroggen um jo mehr Winterwicken belzumengen, je ſpäter 
man ihn verwenden will. Merkwürdiger Weiſe hielten die aus 
Englanv vor Jahren begepenen unſere Winter weniger aut aus. 
während ſolche aus Savopen jeden Kältegrad gut ertragen und 
ſelbſt auf Moorboden zweimal aushlelten, während der zwiſchenge⸗ 
fürte Roggen auswinterte. Noch haben fie die vortreffliche Eigen⸗ 
ſchaft, zeitig gemäht, wieder zu treiben und vollſtändig nur wenige 
Tage nach nicht grün gemähten zu reifen. Sie werden hier ſchon 
am 24, April gemäht, in einer Höhe über dem Meere von 1860“ 
Samen zu Verſuchen bin ich bereit zum Preiſe von 5 Thlr. 20 Sg. 
den Centner abzugeben.“ 


Neueſte Nachrichten. 

Köln, 9. Januar, Nachmittags 1 Uhr. Die Ziehung der 
Dombau-Lotterle iſt wegen verzögerter Einzahlung der für die Looſe 
eingegangenen Beträge auf morgen verſchoben. 

Konſtantinopel, 9. Januar. Die Pforte hat von Plä- 
nen der griechiſchen Aktionspartel Kenntniß erlangt, auch andere 
Inſeln im Archipel zu injurgiren. 
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= Börſen⸗Berichte. 

tettin, 10. Januar. Witterung: leicht bewölkt. Nachts ſtark 

Regen. Temperatur ＋ 3 R. Wind: SW. n 
An der Borfe. 

Weizen niedriger, ſchließt etwas feier, loeo pr. 8öpfd. gelber 80 bis 
87 K bez., feiner 88—90 % bez., weißer 90—91ʃ½ % bez., 83 Böpfo, 
2 Frühjahr 88 86¾ —87½ „ bez. u. Gd., Mai-Juni 88 ½—872 

ez. a Br. 

Roggen wenig verändert, pr. 2000 Pfd. loco 55-56 ½ bez. 
Januar 54 % Br., Frühjahr 55 „ bez., Br. u. Gd., Val Junk 551% 
9 15 N 56%, 56 & bez., Juli-Auguſt 57, 56% K bez., 

r. u. Gd. ER? 

Gerſte loco pr. 70pfd. kleine 44 94 bez., große 481/,, 49 bez. 
69—70pfd. ſchleſ. Frühjahr 49% Br., 49 Gd. BIO Ah 
* 82 91 2 pr. 50pfd. 29—30 % bez., 47—50pfd. Frühjahr 311, 

75 8 

Erbſen loco 55-60 & bez., Frühjahr Futter⸗ 58 RG Br. 

Rapps galiz. 87 . bez. 

Winterrübſen September⸗Oktober 85 . Br. 

Rüb öl matt, loco 1186 % Br., Januar 11% 7 Br., 11½, 
on Pr 12% . Br., 12 Gd., September-Oftober 124, 9% bez. 
und Brief. 

Spiritus wenig verändert, loco ohne Faß 16 ¼ % bez., Ja- 
255 160% S Br., Frühjahr 1623 bez. u. Gd., Mal- Juni i7 = 

r. u. Gd. 

Angemeldet: 200 Ctr. Rüböl. 

Hamburg, 9. Januar. Getreidemarkt. Weizen loco matt, 2 Thlr. 
niedriger, ab Auswärts feſt, 129 — 130 pfdger ab Pommern 150 bez. Pr. 
Januar ⸗ Februar 5400 Pfd. netto 154 Bankothaler Br., 153 Gd., pr. 
Frühjahr 151 Br., 150 Gd. Roggen loco ſtill, ab Auswärts 1 Thaler 
niedriger, pr. Januar Februar 5000 Pfd. Brutto 92 Br. 90 Gd., pr. 
Frühjahr 90 Br., 89 Gd. Oel loco 25 ½, pr. Mai 261, —26%, pr. 
Oktober 27, geſchäftslos. Kaffee feſt, 2000 Sack diverſe Sorten umgefebt. 
Zink feſt, 2000 Ctr. pr. Frühj. zu 14 ½ verkauft. — Wetter milde, ſchon. 


